




         

           

       

       

       

       

      

       

         

 

    

 
       

        

vorab
 

B »Vor allem in Zeiten von Wahlkämpfen versuchen Rechtsextreme, 

sich in der Öffentlichkeit mit ihren Parolen Gehör zu verschaffen – ob 

auf Veranstaltungen, in Vereinen oder mit Kundgebungen und 

Demonstrationen. Ihren Denk- und Verhaltensweisen wie Sozialdema­

gogie, Rassismus, Antisemitismus und Gewalt gegen Personen müssen 

wir konsequent entgegentreten. Überall dort, wo Rechtsextremisten 

versuchen, sich als normale Diskussionspartner zu präsentieren, 

müssen wir aktiv werden. Dass menschenverachtende Parolen und 

Taten als Teil der ›Normalität‹ angesehen werden könnten, dürfen wir 

nicht hinnehmen. Denn genau darauf setzen die Rechtsextremisten: 

Auf Gewöhnungseffekte und lokale Akzeptanz.« B 

Heilgard asmus 
Generalsuperintendentin des Sprengels Cottbus, Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-Schlesische Ober­
lausitz; Vorsitzende des Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit 
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editorial
 

Am Anfang steht oft Verunsicherung, wenn man sich mit professionell 

agierenden Rechtsextremist/innen konfrontiert sieht. Die Anlässe dafür 

mehren sich: In Städten und Dörfern treten sogenannte Kameradschaften 

und NPD-Parteigliederungen mit Demonstrationen, Mahnwachen, Info­

ständen, Stadtteil- und Kinderfesten, als Kandidat/innen im Wahlkampf 

oder sich tolerant und gesprächsoffen gebende Veranstaltungsteilneh­

mer/innen in Erscheinung. Die demokratisch gesinnte Mehrheit macht 

es sich mit angemessenen Reaktionen und zivilgesellschaftlicher Gegen­

wehr nicht selten schwer. Oft ist ihr nicht bewusst, wie und in welcher 

Form sie sich gegen diese Entwicklung wehren kann. Diese Handreichung 

will dazu ermutigen, sich offensiv mit den Inhalten der extremen Rechten 

auseinanderzusetzen, ihnen differenziert entgegenzutreten und sich der 

Mittel bewusst zu werden, die Demokrat/innen dabei zur Verfügung ste­

hen. Sie wendet sich an alle, die daran interessiert sind, demokratische 

Kultur und Werte zu verteidigen, beispielsweise an Kommunalpolitiker/ 

innen, Sozialarbeiter/innen, engagierte Bürger/innen und Behörden. 

immer wieder gelingt es neonazistiscHen gruppen und rechtsextremen Parteien wie 

der DVU und der NPD, sich in Szene zu setzen. Nicht zuletzt im Vorfeld von Wahlen 

ist eine Zunahme rechtsextremer Aktivitäten zu beobachten. Das kommt nicht von 

ungefähr: »Da, wo wir Gesicht zeigen können, stellen sich über kurz oder lang Erfolge 

ein«, fasst Klaus Beier, Bundespressesprecher der NPD und Vorsitzender der Partei in 

Brandenburg, das Kalkül zusammen, das hinter dieser Strategie steht. (Frankfurter 

Allgemeine Zeitung, 13.2.2007, S. 3) Gezielt versuchen Rechtsextreme durch mode­

rates Auftreten, breiten gesellschaftlichen Raum für die eigenen Inhalte zu schaffen 

und möglichst viele Menschen an sich zu binden. 

beispiel oranienburg: In den Publikumsreihen des Kreistages sind regelmäßig An­

hänger/innen der NPD zu finden. In der Stadt verteilen Vertreter/innen der NPD 

Flugblätter. Die NPD versucht verstärkt auf sich aufmerksam zu machen. »Wie gehen 

wir mit Vertretern und Vertreterinnen der NPD in der Öffentlichkeit um?«, hieß 

deshalb eine Diskussion, zu der die Heinrich-Böll-Stiftung Brandenburg Ende April 
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2007 eingeladen hatte. Die Diskussion, die sich im Anschluss an die Thesen auf dem 

Podium ergab, war ein Lehrstück: Etwa 35 Interessierte waren gekommen – acht 

davon bekannten sich zur NPD. Über weite Strecken dominierten die sich zumeist 

betont höflich gebenden NPD-Anhänger/innen das zweistündige Gespräch. 

neonazis wissen genau zwischen den Adressaten zu unterscheiden. Werden gegen­

über dem eigenen politischen Spektrum die politischen Ziele sehr offen formuliert, 

versucht man sie gegenüber den Bürger/innen und der Öffentlichkeit zu verschleiern. 

So kommt es zu der absurd anmutenden Situation, dass Rechtsextreme öffentlich 

Toleranz und demokratischen Meinungsstreit einfordern – wenn sie sich Gehör 

verschaffen wollen –, während sie gleichzeitig Menschen, die nicht in ihr Weltbild 

passen, zusammenschlagen und lebensgefährlich verletzen. 

sicH auf meinungsfreiHeit zu berufen und Toleranz einzuklagen, verunsichert viele 

kommunale Verantwortungsträger/innen und Engagierte in Schulen, demokrati­

schen Institutionen, Vereinen und Parteien. Denn oft sind Neonazis nicht auf den 

ersten Blick und ohne fundiertes Wissen als solche zu erkennen. Sie bieten rheto­

risch geschickt einen Dialog an und geben sich als scheinbar legitime Partner im 

demokratischen Wettbewerb aus. Gespeist wird diese Unsicherheit zum Teil aus 

einem unklaren Demokratieverständnis. Wenn Demokratie bedeutet, verschiedene 

Meinungen zu respektieren und einen für alle offenen und fairen Wettstreit von 

Meinungen zu gewährleisten, gilt das dann nicht auch für Rechtsextreme? 

ein ausscHluss von recHtsextremen hat jedoch nichts mit mangelnder Toleranz zu 

tun. Es handelt sich dabei vielmehr um die demokratische Ächtung rechtsextremer 

Positionen. Diese Ächtung ist nicht vergleichbar mit dem Vorgehen der Rechtsex­

tremen gegenüber ihren politischen Gegner/innen und denjenigen, die nicht in ihr 

Weltbild passen. Denn Ächtung und Ausschluss erfolgen auf der Basis eines demo­

kratischen und menschenrechtsorientierten Standpunkts und mit dem Ziel, Neonazis 

und Rechtsextremen keine Plattform zu bieten, ihre Ideologie zu propagieren. 

ganz in diesem sinne haben sich auf Initiative des Falkenseer Bündnisses gegen 

Rechts und dem Projekt Fair und cool statt Rassismus und Gewalt Vertreter/innen 

von Bündnis 90/Die Grünen, CDU, DIE LINKE, FDP und SPD auf einen gemeinsamen 

Umgang mit rechtsextremen Parteien im Kommunalwahlkampf 2008 verständigt. 

Mit allen zur Verfügung stehenden demokratischen Mitteln soll versucht werden, 

ihren Einzug in die Stadtverordnetenversammlung zu verhindern. Gemeinsam und 

abgestimmt will man entsprechenden Kandidaturen begegnen. Zum verabredeten 

Umgang gehört, kein gemeinsames Podium mit einer rechtsextremen Partei zu 
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bestreiten, aber auch sich inhaltlich mit den Politikangeboten der extremen Rechten 

auseinanderzusetzen. 

dieses vorgeHen macHt sinn: Zwar gilt es, sich mit den Inhalten der extremen 

Rechten auseinanderzusetzen, allerdings ohne sich von ihnen die Form diktieren 

zu lassen. Weltanschaulich gefestigte Neonazis sind Argumenten nicht zugänglich. 

Sie wollen Aufmerksamkeit erregen, politisch Andersdenkende durch ihre Präsenz 

einschüchtern und sich gegenüber ihrem eigenem Klientel in Szene setzen. Diffe­

renziert muss hingegen mit jenen rechtsorientierten Jugendlichen umgegangen 

werden, deren Weltbild als noch nicht gefestigt gelten kann. Die von ihnen artiku­

lierten Vorurteile und Haltungen können und sollten in sachlichen und persönlich 

authentisch geführten Diskussionen hinterfragt und widerlegt werden. 

diese broscHüre will konkrete Handlungsanleitungen zum Umgang mit Rechts­

extremen geben. Sie will das selbstbewusste demokratische Handeln stärken. Den 

Einfluss der extremen Rechten im öffentlichen Diskurs zu ignorieren, ist der falsche 

Weg. Denn alle Erfahrungen zeigen, dass nur durch die konsequente und gemeinsame 

Zurückweisung die Versuche der extremen Rechten erfolgreich zum Scheitern zu 

bringen sind, die Meinungsführerschaft in einer Region zu übernehmen. 

wir danken der Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin (MBR), den 

Berliner Netzwerkstellen [moskito] und Licht-Blicke sowie dem Antifaschistischen 

Pressearchiv und Bildungszentrum Berlin e. V. (apabiz) sowie der Arbeitsstelle Rechts­

extremismus des Vereins Miteinander e. V. für die Genehmigung des Nachdrucks 

einiger Texte für diese Broschüre. 
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mitglieder des 
aktionsbündnisses 

landesWeite oRganisationen in bRandenbuRg: AndersARTIG e. V. – Antirassis­

tisches Jugendbündnis Aktion Noteingang – Beirat zur Umsetzung des Lokalen Ak­

tionsplanes für Toleranz und Demokratie, gegen Gewalt, Rechtsextremismus und 

Fremdenfeindlichkeit für die Landeshauptstadt Potsdam – Berlin-Brandenburgische 

Auslandsgesellschaft e. V. – Bürgerstiftung Barnim-Uckermark – Bundeswehr Standort 

Potsdam – Deutscher Gewerkschaftsbund Berlin-Brandenburg – Deutscher Journa­

listenverband – Deutscher Mieterbund, Mieterbund Brandenburg e. V. – Deutscher 

Richterbund, Bund der Richter und Staatsanwälte – Die Ausländerbeauftragte des 

Landes Brandenburg – DOMOWINA, Regionalverband Niederlausitz – Evangelische 

Kirche in Berlin-Brandenburg – Erzbistum Berlin der Römisch- Katholischen Kirche 

– Flüchtlingsrat – Handwerkskammer Potsdam – Humanistischer Verband Berlin- 

Brandenburg – Industrie- und Handelskammer Frankfurt/O. – Jüdische Gemeinde 

– Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Ausländerbeauftragten – Landesar­

beitsgemeinschaft soziokulturelle Zentren – Landesarbeitsgemeinschaft für poli ­

tisch-kulturelle Bildung – Landesarbeitsgemeinschaft kulturpädagogische Einrich­

tungen – Landesbauernverband – Landesjugendring e. V. – Landesrat der Lehrkräfte 

– Landesrat der Eltern – Landesrektorenkonferenz – Landesschülerrat – Landessport­

bund – Landkreistag – Liga der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege – Opf­

erperspektive e. V. – Regionale Arbeitsstellen für Ausländerfragen, Jugendarbeit und 

Schule e. V. – Seniorenrat – Städte- und Gemeindebund – Stiftung Brandenburgische 

Gedenkstätten – Vereinigung der Unternehmensverbände in Berlin und Brandenburg 

lokale initiatiVen: Aktionsbündnis gegen Heldengedenken und Naziaufmärsche 

in Halbe – Beirat zur Umsetzung des Lokalen Aktionsplanes für Toleranz und Demo­

kratie, gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit für die Landes­

hauptstadt Potsdam – Bündnis gegen Rechts Falkensee – Cottbuser Aufbruch – Fins­

terwalder Aktionsbündnis für Menschlichkeit und Toleranz – Forum gegen Rassismus 

und rechte Gewalt Oranienburg – Netzwerk für ein tolerantes Eberswalde – Nord­

bahngemeinden mit Courage – Plattform gegen Rechts Frankfurt/Oder – Plattform 

gegen Rechts Fürstenwalde – Runder Tisch Forst – Runder Tisch für Ausländer gegen 

Gewalt, Spremberg – Werderaner Bündnis KURAGE für Kulturaustausch, gegen Ras­

sismus und Gewalt – Wittstock gegen Rechts einzelpeRsönlichkeiten: Uta Leich­

senring – Erardo Cristoforo Rautenberg – Christoph Schroth – Hans-Jürgen Wende 
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impressum
 

aktionsbündnis gegen geWalt, RechtsextRemismus 

und FRemdenFeindlichkeit 

geschäftsstelle im ministerium für bildung, jugend und sport 

Heinrich-Mann-Allee 107 

14473 Potsdam 

Tel.: 0331 8663570 

Fax: 0331 8663574 

aktionsbuendnis@mbjs.brandenburg.de 

www.aktionsbuendnis.brandenburg.de 

1. Auflage 2008 
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webinteger - S42: flickr.com/gertrudk 

Das landesweite Aktionsbündnis ist Partner des Handlungskonzeptes »Tolerantes 

Brandenburg« der Landesregierung. 

Eine Handreichung auf der Basis von: »Wir haben die Wahl! Empfehlungen zum Umgang 

mit rechtsextremen Organisationen im Wahlkampf«, herausgegeben von der Mobilen 

Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin (MBR), den Berliner Netzwerkstellen [moskito] 

und Licht-Blicke sowie dem Antifaschistisches Pressearchiv und Bildungszentrum Berlin 

e. V., und der Broschüre »Streiten mit Nazis. Zum Umgang mit öffentlichen Auftritten von 

Rechtsextremisten« der Arbeitsstelle Rechtsextremismus des Vereins Miteinander e. V. 
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